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patientenverfügung, Vorsorgevollmacht, 
stellvertretende Entscheidung und gesetzliche 
betreuung

patientenverfügung
Deutschland1

In Deutschland ist die patientenverfügung seit dem 1. september 2009 
gesetzlich geregelt. Das „Dritte Gesetz zur änderung des betreuungs-
rechts“ hat im wesentlichen die zuvor bestehende höchstrichterliche 
Rechtsprechung des bundesgerichtshofes übernommen. Eine patien-
tenverfügung liegt nach dem Gesetz dann vor, wenn „ein einwilligungs-
fähiger Volljähriger für den Fall seiner Einwilligungsunfähigkeit schrift-
lich festgelegt (hat), ob er in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung 
noch nicht unmittelbar bevorstehende Untersuchungen seines Ge-
sundheitszustands, Heilbehandlungen oder ärztliche Eingriffe einwilligt 
oder sie untersagt.“
Damit sind bereits mehrere bedingungen und Einschränkungen 
für patientenverfügungen formuliert. Erstens muss der Autor ei-
ner Verfügung zum Zeitpunkt der Abfassung volljährig und einwil-
ligungsfähig sein. Im Gegensatz zur bisherigen Rechtsprechung 
entfällt daher für reife, einwilligungsfähige Jugendliche die mög-
lichkeit der patientenverfügung. Zweitens kommt die Verfügung 
freilich nur dann zum Tragen, wenn der betreffende einwilligungs-
unfähig geworden ist – entgegen einer weit verbreiteten Verwirrung 
innerhalb der ärzteschaft und der bevölkerung. Drittens muss 
die Verfügung im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage schriftlich 
abgefasst sein. Viertens muss die patientenverfügung bestimmte 
medizinische maßnahmen konkret benennen, was in der Tat nicht 
bei allen vorhandenen schriftstücken der Fall ist. Um eine patien-
tenverfügung von einer Operationseinwilligung abzugrenzen, wurde 
ergänzend betont, dass es sich bei den betreffenden medizinischen 
maßnahmen um nicht unmittelbar bevorstehende handelt.
wenn die patientenverfügung auf die aktuelle Lebens- und behand-
lungssituation zutrifft und nicht widerrufen wurde, ist sie rechtlich 
verbindlich. Im Gegensatz zum österreichischen Gesetz wurden auf 
weitere bedingungen für die Verbindlichkeit einer patientenverfü-

1 bGHst 40, 257 
bGHZ 154, 205 
Drittes Gesetz zur änderung des betreuungsrechts vom 29.07.2009, veröffentlicht 
im bundesgesetzblatt Jahrgang 2009, Teil I Nr. 48, s 2286-2287 
borasio et al. 2009 
bayerisches staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 2009 
bundesministerium der Justiz: patientenverfügung. Leiden – krankheit – 
sterben: wie bestimme ich, was medizinisch unternommen werden soll, wenn 
ich entscheidungsunfähig bin? Online unter www.bmj.bund.de (aufgerufen am 
15.01.2010).
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